
Nr.28 | August 2017

Natalie Imboden (Grossrätin,
Co-Präsidentin Grüne Kanton
Bern und Mitglied der Finanz-
komission) kämpft gegen 
Leistungsabbau, besonders
wenn er auf Kosten von 
Hilfsbedürftigen und 
Schüler_innen geht.
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Die Schweizerische Post will fünf weitere Poststel-
len in der Stadt Bern schliessen. Damit wird der Ser-
vice Public zugunsten der Gewinnmaximierung der
Post massiv reduziert.

Ende Mai hat die Post ihre neusten Abbaupläne ver-
kündet: Von 168 Poststellen im Kanton Bern sollen 76
verschwinden und grösstenteils durch Postagentu-
ren ersetzt werden. In der Stadt Bern betrifft dies die
Poststellen Matte, Weltpostverein, Viktoriaplatz,
Holligen und Kirchenfeld.

Die Post betont dabei den Nutzen der Postagen-
turen. Laut der Zeitung «Der Bund» können die Agen-
turen jedoch nur zwei Drittel der Kund_innenbe-
dürfnisse erfüllen. Daher regt sich in den Quartieren
der Widerstand gegen den Abbau. So haben die Ver-
einigten Altstadtleiste 4883 Unterschriften einge-
reicht. In Holligen wurde eine Petition lanciert.

Auch das GB ist der Ansicht, dass nur die Service-
public-Post die Bedürfnisse der Bevölkerung adäquat
abdecken und für eine gute Ausbildung der Mitarbei-

tenden sorgen kann. Die Post hat letztes Jahr einen
Gewinn von 645 Millionen Franken erzielt, welcher in
die Bundeskasse fliesst. Das heisst: Die Postkund_ in-
nen und die 140 Mitarbeitenden, deren Stellen mit
dem Abbauprogramm im ganzen Kanton wegfallen,
werden zur Kasse gebeten, um die Bundeskasse zu
füllen – und nicht Unternehmen und reiche Steuer-
zahler_innen. Das GB lehnt diese Umverteilung und
den Abbau des Service public ab.

Wir unterstützen daher das Engagement der
Stadt Bern und des Städteverbands, die mehr Mitbe-
stimmungsrechte verlangen, um Poststellenschlies-
sungen verhindern zu können. Dies ist vordringlich,
denn die restlichen sieben Poststellen in den Stadt-
berner Quartieren sind von der Post lediglich bis 2020
garantiert.

Andreas Tschöpe, Mitglied leitender Ausschuss

Die Grünen Schweiz wollen die Vernetzung unter den
Ortsparteien stärken und das Knowhow der Städte als
Laboratorien neuer gesellschaftlicher Entwicklungen
besser nutzen.

Es ist noch keine 20 Jahre her, dass alle von den «A-
Städten» sprachen. Das Konzept meinte, dass nur
noch die sogenannte A-Bevölkerung – Arme, Arbeits-
lose, Alte, Ausländer_innen und Auszubildende – in
den Städten blieben und sozial und ökonomisch bes-
ser gestellte Bevölkerungskreise in die Agglomera-
tionen abwanderten. Berns Bevölkerungszahl etwa
schrumpfte seit Mitte der 60er Jahre. Heute ziehen
die Menschen zurück in die Städte – das «A» steht
nicht mehr für arm, sondern für attraktiv. Bern zum
Beispiel wächst seit zwölf Jahren. Dazu hat die grün-
rote Politik viel beigetragen: Dank der Verkehrsberu-
higung oder dem Ausbau der Kinderbetreuung ver-
besserte sich die Lebensqualität massiv. «Alle wollen

in der Berner Länggasse wohnen, seit sie aufge-
hübscht und verkehrsbefreit ist», schrieb Stefan von
Bergen jüngst im Artikel «Plötzlich cool» (Die Zeit, Nr.
23/ 2017). Diese Entwicklung hat freilich auch Schat-
tenseiten: So ist der Erhalt und das Schaffen von
preisgünstigem Wohnraum eine der wichtigsten Her-
ausforderungen in der Stadt Bern.
        Im Rahmen der #GrüneDebatte17 fand im Juni das
erste nationale Netzwerktreffen Grüner Stadtpoliti-
ker_innen statt. Bei allen lokalen Besonderheiten
zeigten sich vor allem gemeinsame Herausforderun-
gen: Wo liegen die Grenzen der «Aufhübschung»? Wie
begegnen wir der Gefahr der Verdrängung? Wie nut-
zen Städte angesichts unausweichlicher Nutzungs-
konflikte (Wohnen, Arbeiten, öffentlicher Raum, Nacht-
leben) ihren knappen Raum? Wie stärken wir den Ein-
fluss der Städte auf den übergeordneten politischen
Ebenen?
       Die Grünen Schweiz wollen die Zusammenarbeit
zwischen den Ortsparteien auch über das Jahr 2017
hinaus stärken. Als Laboratorien neuer gesellschaft-
licher Entwicklungen spielen die Städte eine zentrale
Rolle für die Weiterentwicklung unserer Politik.

Regula Tschanz, GB-Stadträtin 
und Generalsekretärin Grüne Schweiz

#GrüneDebatte17: Alle Informationen und weitere
Veranstaltungen auf www.gruenedebatte.ch

Grüne Städte: 
«Plötzlich cool»  

Die Quartierpost sichert 
den Service public

STAND

An der alljährlichen Kippel-Retraite im Lötschental
haben Regula Rytz und Peter Sigerist das Konzept für
das Jubiläumsfest erstellt und es wurde ein Jubilä-
ums-OK gebildet: Annemarie Sancar, Peter Sigerist,
Regula Bühlmann und Ursina Anderegg nahmen das
Heft in die Hand,  tatkräftig unterstützt vom GB-Se-
kretär Samuel Kaiser und dem Grafiker Fritz Bürki. So
entstanden Konzepte, Interviews, Artikel, Bilder-
sammlungen, Chronologien und Gästelisten. Einla-
dungen wurden versandt, alte Jubiläumsbroschüren
digitalisiert und zum Höhepunkt am 1. Juli ein tolles
Fest gefeiert.

Auch zu diesem Jubiläum schaut das GB  mit einer
Publikation zurück auf eine bewegte Zeit und nach
vorn in eine Zukunft, in der wir noch viel bewegen
wollen. Informationen zum Jubiläumsjahr und zur Ge-
schichte des GB sind zu finden auf www. gbbern.ch/
30-jahre-gruenes-buendnis/ .

Nach einer kurzen sommerlichen Erholungsphase
nimmt der mit Sonnenenergie angetriebene Motor
und der mit neuen Eindrücken getankte Kopf wieder

Fahrt auf. Unter dem Motto des Jubiläums «Dreissig
Jahre sind nicht genug. Jetzt erst recht!» fordern wir:
� Umsetzung der Wohninitiative für bezahlbaren
Wohnraum
� Bekämpfung des Armutsrisikos statt menschen-
feindliche Sparvorhaben
� kein kantonaler Leistungsabbau bei Bildung, 
bei Menschen im Alter oder mit Behinderungen
� Erhöhung der freien Kulturförderung
� bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagesschulen
� Einhaltung der Grundrechte
� stadtverträgliche Mobilität mit Velo und zu Fuss
und Tram Bern-Ostermundigen
� nachhaltige Finanzpolitik für eine wachsende 
und lebenswerte Stadt.

So arbeitet das Grünes Bündnis weiter an der Chro-
nologie für das 40. Jubiläum.

Stéphanie Penher, GB-Präsidentin

Halbzeit 
im Jubiläumsjahr

«Der Poststellenabbau betrifft
mich als Leiter einer NGO im
Mattequartier direkt. Ohne
Mattepost können wir unsere
Massenversände von 200 bis
500 Grossbriefen nicht mehr
mit einem Wägelchen nebenan
abgeben. Wir müssten zur
Kramgasspost hinauf oder wohl
bald schon bis zum Bahnhof.
Das ist aufwändig und schafft
Mehrverkehr. Der Staatsbetrieb
Post darf nicht mit solch schlech-
tem Beispiel vorangehen!»

«Grosser Dank gebührt dem OK
und dem Sekretariat für das
wunderschöne Fest und die Jubi-
läumszeitung. Wir bedanken
uns auch für die vielen Grussbot-
schaften und gratulieren allen
grünen Sektionen, die dieses
Jahr ebenfalls Jubiläum feiern.
Sehr gefreut haben wir uns über
die rote Rose der SP und das
Edelweiss der GFL. Beiden Bünd-
nispartner_innen eine herzliche
Gratulation  zum 25. Jubiläum
von RGM!»
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Wo offene Diskussionen zur
Parteikultur gehören: Grüne
Mitglieder und Politiker_innen
diskutierten am ersten Tag der
#GrüneDebatte17 unter 
anderem Fragen der Stadt-
entwicklung.

STAND

Eidgenössische Vorlagen
� Altersvorsorge 2020  JA
� Zusatzfinanzierung AHV JA

� Gegenvorschlag zur Volksinitiative 
«Für Ernährungssicherheit» JA

Abstimmungen vom 24.September 2017



MITTEL

Richtig steuern, statt den Staat totsparen
Facts-Box
Steuerhaushalt Kanton Bern

Der Kanton erhebt insgesamt CHF 5

Milliarden Steuern. Juristische Per-

sonen tragen dazu 11 Prozent bei.

Einkommenssteuer 3’420 Mio.

Vermögenssteuer 320 Mio.

Gewinnsteuer 520 Mio.

Kapitalsteuer                              15 Mio.

Erbschafts-/

Schenkungssteuer 52 Mio.

Grundstücksgewinnsteuer 100 Mio.

Handänderungssteuer        122 Mio.

Fahrzeugsteuer 243 Mio.

Anteil Bundessteuer (17%) 205 Mio.

Seit 2001 wurden – ohne den

Ausgleich der kalten Progression

von  155 Mio. – echte Entlastungen

von  261 Mio. beschlossen (davon

241 Mio. für natürliche Personen). 

Steuerentlastungen seit 2001
2005: Vorsorgetarif 23 Mio.

2006: Steuerfreiheit Erbschaft/

Schenkungdir.Nachkommen 11 Mio.

2009: Einkommenssteuer      6 Mio.

Kinderabzug/Kinderdritt-

betreuungsabzug 30 Mio.

Vermögenssteuer 14 Mio.

Dividendendoppelbelastung 16Mio.

2011: Vermögenssteuer/ 

-bremse 29 Mio.

Anrechnung Gewinnsteuer 

an Kapitalsteuer 35 Mio.

2012: Einkommensteuer, 

Mittelstand 65 Mio.

Kinderabzug 9 Mio.

2013: Kinderabzug 

(Initiative Faire Steuern)       18 Mio.

2016: Kinderdritt-

betreuungsabzug 6 Mio.

2013:Motorfahrzeugsteuer 115 Mio.

2015:Handänderungssteuer 

Wohneigentum 25 Mio.

Mehrbelastungen:
2014: Wegfall Berufskosten-

pauschale 41 Mio.

2016: Begrenzung Fahr- 

kostenabzug 20 Mio. 
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� Protestaktion «STOPP Abbau»  
Das drohende Sparpaket trifft allen voran besonders
Hilfsbedürftige, aber auch Schüler_innen und die
Kultur. Gemeinsam wehren wir uns gegen diesen 
Leistungsabbau und fordern Qualität öffentlicher
Dienstleistungen und gute Arbeitsbedingungen. 
Organisiert wird die Aktion von Personal- und Berufs-
verbänden, Gewerkschaften und Organisationen im
Kanton Bern.

Wann: Montag, 11. September, 16.45 – 18.00 Uhr
Wo:  Münsterplatz Bern

AKTIONS

Im Kanton Bern wird mit dem Entlastungspaket
2018 das 16. Sparpaket geschnürt. Gleichzeitig soll
es Steuersenkungen für Grossbetriebe geben. Die Be-
schlüsse fallen im November im Kantonsparlament. 

Die «Berner Zeitung» schliesst ihren Kommentar
zum Entlastungspaket EP 2018 mit der Frage, «ob
eine Steuersenkung auf Kosten von Schülern und
kranken Menschen gerechtfertigt ist» (BZ vom
1.7.2017). Ähnlich bilanziert «Der Bund»: «Um die
Steuern für Unternehmen senken zu können, muss
der Staat Leistungen abbauen, beispielsweise bei der
Spitex.» Beide Zeitungen bringen die politische Aus-
einandersetzung dieses Herbstes auf den Punkt. In
der Finanzsprache argumentiert die Verwaltung,
dass im Kanton Bern ohne Entlastungspaket nega-
tive Zahlen drohen. Wenn aber der Kanton auf die ge-
plante Senkung der Gewinnsteuern für Grosskon-
zerne verzichtet, braucht es dieses Entlastungspaket
gar nicht. Warum also diese Hauruckübung mit
schmerzhaftem Leistungsabbau? Dahinter steckt
knallhartes politisches Kalkül. Die Gewinnsteuern
für eine Minderheit von Grosskonzernen, darunter
auch die Swisscom oder die Post, sollen massiv, näm-
lich bis zu 40 Prozent, gesenkt werden.

16 Sparpakete in 24 Jahren
Seit 1993 hat der Kanton Bern bereits 15 Sparpakete
umgesetzt. Insgesamt umfasst der wiederkehrende
Leistungsabbau gegen 2 Milliarden Franken. Das
letzte und härteste Abbaupaket aus dem Jahr 2013
bringt für das laufende Jahr 2017 rund 480 Millionen
Franken Leistungsabbau. Die einschneidenden Mass-
nahmen wie Klassenvergrösserungen in der Volks-
schule oder die Streichung der hauswirtschaftlichen
Leistungen bei der Spitex sind noch in schmerzhafter
Erinnerung. 

EP 2018 trifft Schüler_innen und Pflegebedüftige
Das Entlastungspaket 2018 will Leistungen im Um-
fang von 185 Millionen Franken abbauen. Mit Ab-
stand am stärksten betroffen sind ältere Menschen,
die Pflege brauchen, sei es in der Spitex (minus CHF
21 Mio.) oder in Heimen (minus CHF 11 Mio.), was die
Qualität der Betreuung weiter unter Druck setzt. Un-
verständlich ist auch der Abbau bei Leistungen für
Behinderte, in der ambulanten Psychiatrie, bei der
wirtschaftlichen Sozialhilfe oder der Integration von
Flüchtlingen. Die Streichung der Familienberatung,

des Jugendparlaments, der Abbau bei der Gesund-
heitsförderung, bei Jugend und Sport, bei der offe-
nen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen trifft die
Zukunft unserer Gesellschaft.

Berufsbildung als Trumpf erhalten
Bildungspolitisch kurzsichtig ist auch der Abbau bei
den Fachschulen, dem Bildungszentrum Pflege BZ
Pflege, der bereits heute massiv unterfinanzierten
Universität oder den Fachhochschulen. Die Grünen
kritisieren den geplanten Abbau bei der Gartenbau-
schule Oeschberg, welche – einzigartig – nach biolo-
gischen Grundsätzen ausgerichtet ist. Dem Kanton
droht der Verlust einer seiner stärksten Trümpfe,
nämlich die sehr gute Abschlussquote von 95 Pro-
zent von Jugendlichen auf der Sekundarstufe II. Der
Rückzug des Kantons bei den Brückenangeboten
zum Einstieg (minus CHF 10 Mio.) schwächt die Be-

rufsbildung. Dass Leistungsabbau zu Mehrkosten füh-
ren kann, zeigt sich beim geplanten Verzicht auf Ver-
besserungen bei den Stipendien. Wenn das Konzept
«Stipendien statt Sozialhilfe» nicht realisiert wird,
führt dies zu Sozialhilfekosten. Beim Verzicht auf In-
tegrationsmassnahmen im Bereich Logopädie drohen
Mehrkosten im Behindertenbereich. Die Massnahmen
zum Lehrplan 21 (minus CHF 5.5 Mio.) sind aus Bil-
dungssicht wichtig. Bei den Schülertransporten wer-
den Kosten zu den Gemeinden verlagert. 

Konzerne entlasten – natürliche Personen belasten?
Der bürgerliche Regierungsrat will eine schrittweise
Senkung der Gewinnsteuer für Unternehmen von
heute maximal 21.64 Prozent auf 16.37 Prozent bis
2022. Damit rennt der Kanton Bern im Hamsterrad
des Steuerwettbewerbs mit und wäre auf dem Steu-
erniveau von Tiefsteueroasen wie Hongkong oder Sin-

gapur. In einem ersten Schritt ist die Senkung auf
18.71 Prozent vorgesehen. Gemäss Gesetzesvorschlag
«resultiert die stärkste Entlastung bei Unternehmen
mit hohen Gewinnen». Während die Steuerbelastung
der grossen Mehrheit der rund 40‘000 KMU im Kanton
Bern unverändert bei einer «interkantonal sehr at-
traktiven Besteuerung» von 13.74 Prozent bleibt, pro-
fitieren wenige Unternehmen mit grossen Gewinnen
massiv von tieferen Steuern. Unternehmen mit Ge-
winnen ab 50’000 Franken würden per 2020 20 Pro-
zent weniger Gewinnsteuern, per 2022 gar 40 Prozent
weniger bezahlen. Für den Kanton betragen die Ein-
nahmenverluste ab 2020 rund 100 Millionen, ab 2022
jährlich wiederkehrend 200 Millionen Franken. Be-
reits heute leisten die juristischen Personen im Kan-
ton Bern nur rund 11 Prozent der Steuererträge. Damit
steht der Beitrag der Unternehmen in keinem Verhält-
nis zu den Leistungen, die der Staat für Infrastruktu-
ren, Sicherheit, Bildung, Erschliessung etc. erbringt.

Abbau Prämienverbilligungen verhindert – 
Referendum Steuergesetz 2018?
Dank Referendum und Initiative wurde der Abbau bei
den Prämienverbilligungen im Februar 2016 an der
Urne verhindert. Dass Steuergeschenke für Grossbe-
triebe, die auf Kosten von Bevölkerung und KMU
gehen, im Kanton Bern nicht mehrheitsfähig sind,
zeigte die massive Ablehnung der Unternehmensbe-
steuerung USR III deutlich. Daher steht das Referen-
dum gegen das Steuersenkungsgesetz zur Diskussion.

Natalie Imboden, Co-Präsidentin Grüne Kanton Bern,
Grossrätin Grüne, Mitglied der Finanzkommission

Protestkundgebung vom  
6. Juni 2017 gegen Verschärfun-
gen des Sozialhilfegesetzes:
«Armut lässt sich nicht weg-
sparen»



BERN

Neue Familien brauchen Zeit, um sich kennen zu ler-
nen und zu organisieren. Diese Zeit kommt Eltern und
Kindern zugute und fördert auch die Gleichstellung
von Frauen und Männern. Das GB setzt sich deshalb
für eine Elternzeit für Berner Stadtangestellte ein. 

Vierzehn Wochen Mutterschaftsurlaub, einen Tag für
den Vater bei der Geburt seines Kindes: Die Schweiz
ist enorm knausrig, wenn es darum geht, frisch gebak-
kenen Eltern Zeit zu geben, um ihre Kinder kennen zu
lernen und den Familienalltag zu organisieren. Kein
Wunder, übernehmen nach wie vor die Frauen die
Hauptverantwortung für die Familienarbeit, wenn

Männer, Frauen und Kinder gar nicht die Gelegenheit
erhalten, es von Anfang an anders zu leben. 
       Eine am 4. Juli 2017 eingereichte Initiative will zu-
mindest dem Manko beim Vaterschaftsurlaub ein
wenig entgegenwirken: Vier Wochen Vaterschaftsur-
laub soll es neu nach der Geburt geben – wenig im in-
ternationalen Vergleich, für die Schweiz aber ein
grosser Schritt. Die Stadt Bern hat diesen Schritt
schon gemacht: Mit der aktuellen Revision des Perso-
nalreglements werden neu neben 16 Wochen Mutter-
schafts- auch vier (statt wie bisher drei) Wochen
Vaterschaftsurlaub die Regel sein. 
       Das GB will den eingeschlagenen Weg weiter
gehen: Im Anschluss an die geburtsbezogenen Mut-
terschafts- und Vaterschaftsurlaube soll die Stadt
Bern für ihre Angestellten eine 24-wöchige Elternzeit
prüfen, die den Eltern je hälftig zustünde. Eine solche
ermöglicht nicht nur dem Nachwuchs der Mitarbei-
ter_innen der Stadt konstante und verlässliche Bezie-
hungen zu ihren Eltern auch nach dem vierten Al-
tersmonat. Sie dient den Eltern auch als Anreiz, fest-
gefahrene Rollenteilungen zu überdenken und be-
zahlte und unbezahlte Arbeit fair aufzuteilen. Die
Stadt kann so als fortschrittliche Arbeitgeberin in
einem Pilotprojekt Umsetzungsvarianten ausarbei-
ten und damit auch im nationalen Kampf für die
Gleichstellung glaubwürdige Argumente liefern.

Link zum Postulat: 
www.gbbern.ch/blog/ein-pilotprojekt-fuer-eine-
elternzeit-fuer-staedtische-angestellte/

Regula Bühlmann, GB-Stadtätin

Zeit 
für Elternzeit 

SICHT

Auf dem Weg Richtung 
Ganztagesstrukturen 

GB-Gemeinderätin 
Franziska Teuscher im 
Gespräch mit dem GB- 
Vizepräsidenten Markus
Heinzer am Standort des
Projektes Ganztages-
schule Stöckacker
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Frischgebackene Eltern sollen
Zeit bekommen, um ihre Kinder
kennenzulernen und sich zu 
organisieren.

Vorstösse/Erfolge    
Langsamverkehr übernimmt die Strassen
� Der « autofreie Erlebnistag», den das GB im Jahr
2010 in einem Vorstoss gefordert hatte, fand dieses
Jahr erstmals unter dem Titel «Hallo Velo» in Stadt
und Region Bern statt. Für einen Tag waren die Stras-
sen für den motorisierten Verkehr gesperrt und ein
Rahmenprogramm entwickelte sich zu einem Fest
für alle: Rund 15'000 Personen erfreuten sich ob der
entspannten Stimmung in autofreiem Ambiente und
beteiligten sich am gut 40 km langen Rundkurs vom
Bundesplatz nach Münsingen – und wieder zurück.

«Hallo Velo» wird nun jährlich am ersten Sonntag 
im August stattfinden – ein schönes Event, das Stadt
und Region mit Pedal-Power verbindet und der 
ursprünglichen Idee gerecht wird. Wünschenswert
wäre allerdings, dass zukünftig auch zentrale(re)
Wege und Plätze für einen Tag in die Hand des Lang-
samverkehrs kommen. Und wer weiss, vielleicht wird
es in den kommenden Jahren auch mal wieder mehr
als lediglich einen autofreien Sonntag geben... 
Leena Schmitter, GB-Stadträtin 
und Co-Fraktionspräsidentin GB/JA!

Markus Heinzer: In deiner Direktion BSS laufen zu-
kunftsweisende Projekte, etwa zur Ganztagesschule
oder zur Betreuung von Kindern mit Behinderungen
in Kitas. Was werden da für Ziele verfolgt? 

� Franziska Teuscher: Möglichst alle Kinder in der
Stadt Bern sollen einen gleichberechtigten Zugang
zu  Bildung und Betreuung haben. Damit können wir
die Chancengerechtigkeit fördern und die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf verbessern. Hier gibt es
noch einiges zu tun, obwohl RotGrünMitte in den
letzten 25 Jahren bereits viel erreicht hat.

Tagesschule kennen die meisten Menschen heute.
Wo liegt der Unterschied zur Ganztagesschule?
� Bei der heutigen Tagesschule, die es auch weiterhin
geben wird, wählen die Eltern quasi «à la carte» aus,
wann und wie oft ihr Kind nach dem Schulunterricht
in die Tagesschule geht. Also zum Beispiel dreimal
über Mittag oder an zwei Tagen mittags und nachmit-
tags. In der Ganztagesschule sind die Kinder hingegen
von Montag bis Freitag sowohl für den Unterricht als
auch für Freitzeitaktivitäten und Hausaufgaben in
der Schule. Die Kinder müssen verpflichtend an drei
Nachmittagen bis mindestens 16 Uhr anwesend sein.
Das erhöht die Kontinuität und ist insgesamt förder-
lich für die Entwicklung der Kinder.

Zürich will bis 2025 alle Volksschulen als Ganztages-
schulen führen. Wieso ist Bern noch nicht so weit?
� In den vergangenen Jahren waren wir damit beschäf-
tigt, das starke Wachstum im Tagesschulbereich zu be-
wältigen: Heute besuchen mehr als 3200 Kinder eine
Berner Tagesschule – jedes dritte Schulkind. Nun soll
das Angebot mit Ganztagesschulen erweitert werden. 

Würdest du eines Tages soweit gehen und die Ganz-
tagesschule obligatorisch erklären?
� Die Bedürfnisse der Eltern sind unterschiedlich: Ei-
nigen Eltern ist es wichtig, zusammen mit ihren Kin-
dern «Zmittag» zu essen. Andere wünschen sich eine
Ganztagesbetreuung mit konstanten Gruppen. Des-
halb plädiere ich im Moment für Wahlfreiheit.

Wenn wir diese Entwicklung weiterdenken: Wo ste-
hen wir in zwanzig Jahren?
� Die Entwicklung geht klar in Richtung Ganztages-
strukturen. Berufstätige Eltern sind auf verlässliche
Betreuungsangebote für ihre Kinder angewiesen. Des-
halb wollen wir jetzt damit Erfahrungen sammeln.
Eine wichtige Frage betrifft die Finanzierung: Der Be-
such einer Ganztagesschule kann nur obligatorisch er-
klärt werden, wenn die Eltern dafür nicht bezahlen
müssen. Deshalb müsste zuerst die kantonale Gesetz-
gebung angepasst werden – denn diese sieht vor, dass
sich die Eltern an den Kosten für die schulergänzende
Betreuung beteiligen. 

Mit einem anderen Projekt sollen Kinder mit Ein-
schränkungen in normalen Kitas integriert werden.
� Die Stadt Bern setzt die Integration von Kindern
mit einer Beeinträchtigung in die Volksschule erfolg-
reich um. Mir ist es aber wichtig, mit der Integration
noch früher anzufangen. Kinder mit und ohne Ein-
schränkung sollen möglichst von Anfang an miteinan-
der aufwachsen. Mit den Kitas können wir die Eltern
auch gezielt entlasten, denn die Betreuung von Kin-
dern mit Beeinträchtigungen ist sehr intensiv. 

Ist die Stadt Bern hier Vorreiterin?
� Luzern hat Pionierarbeit geleistet und wir können
in Bern davon profitieren. In urbanen Gebieten finden
gesellschaftliche Entwicklungen eher früher statt als
auf dem Land. Wir werden nun mit diesem Projekt in
Bern Erfahrungen sammeln, die später auch anderen
Gemeinden zu Gute kommen.
Interview: Markus Heinzer, GB-Vizepräsident 
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� Samstag, 9. September, 9.15 – 17.15 Uhr
Campus Brugg-Windisch, Bahnhofstr. 6, Windisch
#GrüneDebatte17 
Mitglieder der Grünen und der Jungen Grünen dis-
kutieren an zwei nationalen Debattentagen über
die grossen Fragen der Zeit. Eingeladen sind alle
Mitglieder (und Personen, die Mitglied werden wol-
len). Es wird im Plenum und in moderierten Work-
shops debattiert und reflektiert.
Der erste Debattentag am 24. Juni war ein voller Er-
folg und wurde von den Teilnehmenden als äusserst
interessant und fruchtbar wahrgenommen. Der
zweite Debattentag beginnt mit einem Inputvor-
trag von Dr. Sarah Bütikofer, Politikwissenschaftle-
rin und Redaktorin DeFacto.
Damit optimal geplant werden kann, ist die Anmel-
dung obligatorisch. Das Formular dazu sowie wei-
tere Informationen findet ihr auf:
https://gruenedebatte.ch/

� Montag, 11. September, 16.45 – 18.00 Uhr
Münsterplatz Bern
Protestaktion «STOPP Abbau» 
Siehe Aktionspunkt Seite 5

� 24./25. November: KGH Paulus, Freiestr. 8, Bern
26. November: KGH Nydegg, Schosshaldenstrasse 43
Feministische Diskussionstage
Unter dem Motto ACTION! werden in verschiedenen
Workshops und mittels Inputs Erfahrungen aus
dem feministischem Aktivismus ausgetauscht, 
Aktionstechniken vermittelt und konkrete Aktionen
geplant. Weitere Infos in Kürze unter www.fedita.ch

Sekretariat
Grünes Bündnis Stadt Bern
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@gbbern, www.gbbern.ch 
twitter.com/gruenesbuendnis
facebook.com/GruenesBuendnisBern
PC-Konto: 30-37923-6. Merci!

� AG Frauenpolitik
Kontakt: Regula Bühlmann 
(regula_buehlmann@bluewin.ch)    
� AGÖkologie 
Kontakt: Franziska Grossenbacher 
(fragroba@gmx.ch) 
� AG Internationales und Migration 
Kontakt: Annemarie Sancar 
(asancar@bluewin.ch)
� AGWirtschaft 
Kontakt: sekretariat@gruenebern.ch  
� AG Bildungs- und Kulturpolitik
Kontakt: Markus Heinzer 
(info@markusheinzer.ch) 
� AG macht 
Kontakt: Ursina Anderegg 
(ursina.anderegg@gmx.net) 
� AG Polizei
Kontakt: Rahel Ruch 
(rahel_ruch@hotmail.com)

� Interna
Die nächste Mitgliederversammlung findet am 
Mittwoch, 25.Oktober, um 18.30 statt.

Beim Henkerbrünnli neben Sleeper, Gassenküche und
Dead End ist der Tag im GB-Sekretariat heute wieder
mal open end. Zuerst, gleich am Morgen, die vor dem
Büroeingang herumliegende Heroinspritze entsor-
gen. Dann Mails abarbeiten und die To-do-Liste run-
terrasseln. Wenn’s läuft, dann läuft’s. Nikotinhaltig
kontrolliert: Zuerst das, dann das, und hier machen
wir’s so, zackzack. Und dann, in den wichtigen Mo-
menten: Ruhig bleiben. Später noch Sitzung, sich aus-
dehnend, in den einnachtenden Abend hinein. 
Eine hat mir mal gesagt: «Ob du Lust hast oder nicht,
ist eigentlich egal. Wenn du kein Genie bist und et-
was bewerkstelligen willst, das deinen beschränkten
Horizont etwas übersteigt, dann bleibt dir nur eine
Möglichkeit: Sitzungen.» Das stimmt leider. Und wer 

an Genie glaubt, ist ja sowas von 18. Jahrhundert.
Nur, was eben auch stimmt: Die Ernährung leidet
unter all den Terminen zur Essenszeit. Diese Fertig-
salate und Sandwiches, sie verderben den Hunger. 
Irgendwann ist im Büro dann doch Lichterlöschen. In
der Cafete gleich vis-à-vis spielen per Zufall ein paar
abgetakelte Russen ihren Grindcore gegen die Wand.
Sich taub und stumm während einer Stunde aku-
stisch den Kopf wegblasen lassen. Danach zuhause
den Körper ins Bett legen. Noch lesen, bis ich weg bin:
«Die Kunst, recht zu behalten» von Schopenhauer.
Auch nicht gerade ein Linker. Aber ein lustiges Büch-
lein. Ein Rhetoriktrainer von vor zweihundert Jahren
sozusagen. Alles schon da. Und morgen ist auch noch
ein Tag. 

SCHLUSS

Samuel Kaiser, ehemaliger GB-Ge-
schäftsführer, erinnert sich vage. 
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Alltag?


